
Stand: 04.03.2026 15:22:47

Vorgangsmappe für die Drucksache 17/20312

""MotherSchools" - Mütter für Gefahren salafistischer Ideologien sensibilisieren"

Vorgangsverlauf:

1. Initiativdrucksache 17/20312 vom 24.01.2018

2. Plenarprotokoll Nr. 121 vom 25.01.2018

3. Beschlussempfehlung mit Bericht 17/21172 des SO vom 14.03.2018

4. Beschluss des Plenums 17/21621 vom 10.04.2018

5. Plenarprotokoll Nr. 129 vom 10.04.2018



 

17. Wahlperiode 24.01.2018 Drucksache 17/20312 

Drucksachen, Plenarprotokolle sowie die Tagesordnungen der Vollversammlung und der Ausschüsse sind im Internet unter www.bayern.landtag.de - Dokumente abrufbar. Die aktuelle 
Sitzungsübersicht steht unter www.bayern.landtag.de – Aktuelles/Sitzungen zur Verfügung. 

 

Dringlichkeitsantrag 

der Abgeordneten Thomas Kreuzer, Ingrid Heckner, Joachim Un-
terländer, Judith Gerlach, Florian Hölzl, Dr. Gerhard Hopp, Tho-
mas Huber, Hermann Imhof, Michaela Kaniber, Dr. Hans Reich-
hart, Kerstin Schreyer, Steffen Vogel und Fraktion (CSU) 

„MotherSchools“ – Mütter für Gefahren salafistischer Ideologien 
sensibilisieren 

Der Landtag wolle beschließen: 

Der Landtag sieht den Kampf gegen die religiös begründete Radikali-
sierung junger Menschen als zentrales Thema für den Zusammenhalt 
in unserer Gesellschaft. Gerade den Müttern kommt in vielen Fällen 
eine Schlüsselrolle zu, Jugendliche vor salafistischen Einflüssen und 
den Anwerbeversuchen von religiös motivierten Extremisten zu schüt-
zen. Sie dabei zu unterstützen, ist ein wichtiger Präventionsansatz. 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, dem Landtag über das Projekt 
„MotherSchools“ und dessen Pilotphase in Schweinfurt, Erlenbach am 
Main, Würzburg und Aschaffenburg und zu den Perspektiven für den 
Ausbau von nachhaltigen und flächendeckenden Strukturen für „Mother-
Schools“ zu berichten und darzustellen, welche finanziellen und per-
sonellen Ressourcen hierfür erforderlich sind und in welchem Zeit-
raum der Ausbau im Rahmen vorhandener Stellen und Mittel realisiert 
werden kann. 

 

 

Begründung: 

Im September 2017 ist die Pilotphase des Projekts „MotherSchools“ 
an vier Standorten in Schweinfurt, Erlenbach am Main, Würzburg und 
Aschaffenburg gestartet. Bayern ist damit das erste Bundesland, das 
dieses weltweit bereits erfolgreich laufende Präventionsprojekt instal-
liert hat. Der Freistaat Bayern unterstützt das Projekt mit bisher insge-
samt 260.000 Euro. 

„MotherSchools“ ist ein einzigartiges Konzept, um religiös motiviertem 
Extremismus etwas entgegenzusetzen und das Mütter aus patriarchal 
geprägten Milieus mit entsprechendem Training stärkt, um in kompe-
tenter Weise auf ihre Kinder einzugehen, ihnen zuzuhören und Alter-
nativen anzubieten – ein Sicherheitskonzept das zu Hause beginnt. 
Das Programm bietet Müttern eine Plattform, um individuelle und so-
ziale Barrieren abzubauen, das Tabuthema Salafismus anzusprechen 
und ihr Wissen über Frühwarnsignale von religiös begründeter Radi-
kalisierung zu verbessern. Zugleich ermöglichen die „MotherSchools“ 
den Aufbau gemeinsamer Strategien, um salafistischen Einflüssen auf 
Kinder und Jugendliche entgegenzuwirken. 

 



wenige Menschen schaffen es, sich in einem Satz so 
eklatant zu widersprechen wie Sie.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, Herr Kollege Adelt, 
wir brauchen keine Nachhilfe in Sachen Kommunal-
politik. Sie behaupten ständig, wir hätten vor zwei 
Jahren diesem Kompromiss im Bayerischen Landtag 
zugestimmt. Ich empfehle Ihnen, einmal die Protokolle 
nachzulesen. Kein einziger Kollege hat mit Ja ge-
stimmt. Hören Sie endlich auf, hier im Plenarsaal 
diese falschen Behauptungen zu verbreiten! Das gilt 
auch für all diejenigen, die das bis jetzt über uns be-
hauptet haben. Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir 
haben diesem Kompromiss, diesem Gesetz, mitnich-
ten zugestimmt.

Noch ein weiterer Punkt: Gerade weil wir FREI-
EN WÄHLER kommunalpolitische Erfahrung haben, 
wissen wir, wie wichtig es ist, dass die Staatsregie-
rung bei diesem Thema für Klarheit sorgt. Herr Kolle-
ge Adelt, damit Sie das auch wissen: Die Staatsregie-
rung ist die oberste Rechtsaufsichtsbehörde. Herr 
Kollege Dr. Herrmann hat recht: Die Staatsregierung 
darf natürlich nicht in die kommunale Selbstverwal-
tung eingreifen, aber sie kann Empfehlungen für 
einen sinnvollen und gleichmäßigen Verwaltungsvoll-
zug geben. Das ist der Sinn und das Ziel dieses An-
trags. Dieser Antrag ist gut, und dieser Antrag ist rich-
tig. Wir werden es schaffen, dass die 
Straßenausbaubeiträge abgeschafft werden, und sor-
gen zusammen mit der CSU dafür, dass bis dahin ein 
kommunalfreundlicher Vollzug gewährleistet ist.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Danke schön. – 
Weitere Wortmeldungen liegen mir nicht vor. Damit ist 
die Aussprache geschlossen.

Ich werde jetzt den Beschlusstext verlesen, über den 
dann in namentlicher Form abgestimmt wird:

Die Staatsregierung wird gebeten, die Kommu-
nen im Sinne eines einheitlichen Verwaltungsvoll-
zugs darauf hinzuweisen, dass Bescheide auf-
grund von Straßenausbaubeitragssatzungen bis 
zum Abschluss des Gesetzgebungsverfahrens 
nicht erlassen werden sollen.

Ich eröffne die namentliche Abstimmung. Dafür ste-
hen fünf Minuten zur Verfügung.

(Namentliche Abstimmung von 15.02 bis 
15.07 Uhr)

Die fünf Minuten sind um. Die Abstimmung ist ge-
schlossen. Die Stimmkarten werden außerhalb des 
Sitzungssaales ausgezählt. 

Wir kommen nun zur namentlichen Abstimmung über 
den Dringlichkeitsantrag der SPD-Fraktion betreffend 
"Zeit für Gerechtigkeit – Bildungsqualität erhöhen, Fa-
milien stärken" auf Drucksache 17/20309. Über die-
sen Antrag wird ebenfalls in namentlicher Form abge-
stimmt. Dafür stehen drei Minuten zur Verfügung. – 
Noch eine Minute!

(Namentliche Abstimmung von 15.07 bis 
15.10 Uhr)

Die drei Minuten sind um. Wir schließen die Abstim-
mung und zählen außerhalb des Sitzungssaales aus. 

Die Dringlichkeitsanträge auf den Drucksa-
chen 17/20311 mit 17/20318 sowie die Drucksa-
chen 17/20331 mit 17/20333 werden in die zuständi-
gen federführenden Ausschüsse verwiesen.

Wir unterbrechen jetzt die Sitzung und warten die Er-
gebnisse der Auszählungen ab.

(Unterbrechung von 15.11 bis 15.12 Uhr)

Ich eröffne nun wieder die Sitzung und gebe das Er-
gebnis der namentlichen Abstimmungen bekannt, zu-
nächst zum Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten 
Markus Rinderspacher, Martin Güll, Margit Wild und 
anderer und Fraktion (SPD) betreffend "Zeit für Ge-
rechtigkeit – –

(Unruhe)

Ich bitte doch um etwas Ruhe. Wir sind in wenigen 
Minuten, wenn nicht sogar Sekunden fertig. Ergebnis 
der namentlichen Abstimmung über den Dringlich-
keitsantrag der Abgeordneten Markus Rinderspacher, 
Martin Güll, Margit Wild und anderer und Fraktion 
(SPD) betreffend "Zeit für Gerechtigkeit – Bildungs-
qualität erhöhen, Familien stärken", Drucksa-
che 17/20309: Mit Ja haben 43 gestimmt, mit Nein 
haben 79 gestimmt, Stimmenthaltungen: 13. Damit ist 
der Dringlichkeitsantrag abgelehnt.

(Abstimmungsliste siehe Anlage 2)

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Hubert Aiwan-
ger, Florian Streibl, Thorsten Glauber und anderer 
und Fraktion (FREIE WÄHLER) betreffend "Straßen-
ausbaubeiträge: Keine Bescheide mehr rausschi-
cken!", Drucksache 17/20310: Mit Ja haben 123 ge-
stimmt, mit Nein haben 13 gestimmt, 
Stimmenthaltungen gab es 4. Damit ist der Dringlich-
keitsantrag angenommen.
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Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Arbeit und Soziales, Jugend, Familie und 
Integration 

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Thomas Kreuzer, 
Ingrid Heckner, Joachim Unterländer u.a. und Fraktion (CSU) 
Drs. 17/20312 

"MotherSchools" - Mütter für Gefahren salafistischer Ideologien 
sensibilisieren 

I. Beschlussempfehlung: 

Z u s t im m u n g  

Berichterstatter: Thomas Huber 
Mitberichterstatterin: Angelika Weikert 

II. Bericht: 

1. Der Dringlichkeitsantrag wurde dem Ausschuss für Arbeit und 
Soziales, Jugend, Familie und Integration federführend zuge-
wiesen. Der Ausschuss für Staatshaushalt und Finanzfragen 
hat den Dringlichkeitsantrag mitberaten. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Dringlichkeitsantrag in 
seiner 77. Sitzung am 8. Februar 2018 beraten und e i n -
s t im m i g  Zustimmung empfohlen. 

3. Der Ausschuss für Staatshaushalt und Finanzfragen hat den 
Dringlichkeitsantrag in seiner 188. Sitzung am 14. März 2018 
mitberaten und e i n s t im m i g  Zustimmung empfohlen. 

Joachim Unterländer 
Vorsitzender 
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Beschluss 

des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung beraten und 
beschlossen: 

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Thomas Kreuzer, Ingrid 
Heckner, Joachim Unterländer, Judith Gerlach, Florian Hölzl,  
Dr. Gerhard Hopp, Thomas Huber, Hermann Imhof, Michaela 
Kaniber, Dr. Hans Reichhart, Kerstin Schreyer, Steffen Vogel und 
Fraktion (CSU) 

Drs. 17/20312, 17/21172 

„MotherSchools“ – Mütter für Gefahren salafistischer Ideologien 
sensibilisieren 

Der Landtag sieht den Kampf gegen die religiös begründete Radikali-
sierung junger Menschen als zentrales Thema für den Zusammenhalt 
in unserer Gesellschaft. Gerade den Müttern kommt in vielen Fällen 
eine Schlüsselrolle zu, Jugendliche vor salafistischen Einflüssen und 
den Anwerbeversuchen von religiös motivierten Extremisten zu schüt-
zen. Sie dabei zu unterstützen, ist ein wichtiger Präventionsansatz. 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, dem Landtag über das Projekt 
„MotherSchools“ und dessen Pilotphase in Schweinfurt, Erlenbach am 
Main, Würzburg und Aschaffenburg und zu den Perspektiven für den 
Ausbau von nachhaltigen und flächendeckenden Strukturen für „Mother-
Schools“ zu berichten und darzustellen, welche finanziellen und per-
sonellen Ressourcen hierfür erforderlich sind und in welchem Zeit-
raum der Ausbau im Rahmen vorhandener Stellen und Mittel realisiert 
werden kann. 

Die Präsidentin  

I.V. 

Inge Aures 

II. Vizepräsidentin 

 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet



Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Ich rufe den Tagesordnungspunkt 3 auf:

Abstimmung

über Anträge, die gemäß § 59 Abs. 7 der Geschäftsordnung nicht einzeln 

beraten werden (s. Anlage 1)

Hinsichtlich der jeweiligen Abstimmungsgrundlagen mit den einzelnen Voten der Frak­

tionen verweise ich auf die Ihnen vorliegende Liste.

(Siehe Anlage 1)

Wer mit der Übernahme seines Abstimmungsverhaltens bzw. des jeweiligen Abstim­

mungsverhaltens seiner Fraktion entsprechend der aufgelegten Liste einverstanden 

ist, den bitte ich um das Handzeichen. – Das sind die Fraktionen der CSU, der SPD, 

der FREIEN WÄHLER, der GRÜNEN und der Abgeordnete Felbinger (fraktionslos). 

Gegenstimmen! – Sehe ich keine. Stimmenthaltungen? – Auch nicht. Dann ist die 

Sache so entschieden. Damit übernimmt der Landtag diese Voten.

Protokollauszug
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